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Irritationen bei der Europawahl 1984
Die geringe Beteiligung an der letzten Europaparlamentswahl ist in vielen
Kommentaren als Hinweis genommen worden, daß der Gedanke der Integra-
tion in Europa im Laufe des letzten Jahrzehnts an Attraktivität verloren hat.
Die Wahlanalyse zeigte ja, daß die Beteiligung an der letzten Direktwahl ge-
genüber der ersten Wahl von 1979 um durchschnittlich 3,3 Prozent, nämlich auf
59,1 Prozent zurückgegangen ist. Die Bundesrepublik Deutschland verzeichne-
te dabei sogar ein Minus von 8,9 Prozent. Nur die Republik Irland lag mit ei-
nem Minus von 15,7 Prozentpunkten noch weiter unter dem Durchschnitt.

Während die Länder, in denen eine gesetzliche oder quasi-gesetzliche Wahl-
pflicht besteht, aus leicht erklärlichen Gründen ihr früheres Wahlbeteiligungs-
niveau beibehielten, gab es aber auch in den Ländern, die eine solche Wahl-
pflicht nicht kennen, positive Ausnahmen vom allgemeinen Trend. In Däne-
mark z.B. nahm die Wahlbeteiligung um fast fünf Prozentpunkte zu. Im Verei-
nigten Königreich gab es einen Zuwachs in der Wahlbeteiligung von 0,3 Pro-
zentpunkten. In beiden Fällen lag der Vergleichswert von 1979 allerdings ex-
trem niedrig, so daß auch jetzt noch — vor allem im Vereinigten Königreich —
die Wahlbeteiligung unter dem europäischen Durchschnitt liegt.

Weshalb es zu diesem Rückgang der Wahlbeteiligung gekommen ist, dafür
wurden zahlreiche Gründe genannt: Das Europäische Parlament habe die ho-
hen Erwartungen nicht erfüllt, die mit seiner ersten Direktwahl 1979 verbun-
den waren. Insbesondere habe die erste Wahlperiode dokumentiert, daß der
Einfluß des Parlaments auf das europäische politische Geschehen sehr gering
sei. Außerdem habe der Rückzug führender Politiker aus dem Straßburger Par-
lament den vielfachen Enttäuschungen über dessen Rolle symbolhaften Aus-
druck verliehen.

Die Europäische Kommission ist in ihrer Umfrage vom Oktober 1984 der
Frage nach den Gründen des Wahlrückgangs nachgegangen und hat dabei in
der gesamten EG eine niedrigere Bewertung der Europawahl festgestellt als
1979. „Haben die Leute, mit denen Sie üblicherweise Kontakt haben, diese
Wahlen als eine sehr wichtige — wichtige - nicht sehr wichtige — oder über-
haupt nicht wichtige Sache betrachtet?" Das Resümee des Euro-Barometers
lautet: „Man kann sagen, daß die Europäer diese zweite Wahl mehr noch als
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die erste als ein nicht sehr wichtiges Ereignis betrachtet haben." In Zahlen aus-
gedrückt: 33 Prozent bezeichneten sie als sehr wichtig bzw. wichtig, 45 Prozent
nannten sie nicht sehr wichtig, 15 Prozent überhaupt nicht wichtig. Nach der er-
sten Direktwahl 1979 lautete die entsprechende Zahlenfolge 41 — 37 — 12 Pro-
zent (siehe Tabelle l)1 .

Auf eine projektive Frage, die mit Hilfe einer Liste mit sechs konkreten Ant-
wortvorgaben ermitteln sollte, was dafür verantwortlich sei, daß „so viele Leu-
te nicht gewählt haben", nannte im EG-Durchschnitt mehr als jeder zweite
„Viele Leute wußten gar nicht recht, worum es sich handelte".

Als zweites Argument wurde im EG-Durchschnitt von 29 Prozent vorge-
bracht „Das Europäische Parlament hat so wenig Machtbefugnisse, von daher
haben viele Leute gedacht, daß es sich nicht lohnt, sich die Mühe zu machen
und wählen zu gehen". Mangelnde Information, die unklare Rolle des Europäi-
schen Parlaments im europäischen Räderwerk und seine geringen Kompeten-
zen haben sich demnach vor allem auf das Interesse und die Beteiligung der
Bürger an der Europawahl negativ ausgewirkt.

Unter diesem Aspekt mag überraschen, daß die von der EG-Kommission im
Herbst 1984 demoskopisch ermittelte „Rolle des Europäischen Parlaments im
Leben der Europäischen Gemeinschaft" nach der Wahl so gut wie keine Min-
derbewertung erfuhr. Auch in der Bundesrepublik mit ihrem besonders deutli-
chen Rückgang der Wahlbeteiligung wurde diese Rolle kaum geringer einge-
schätzt. Hier entschlossen sich aber als Folge der Wahlkampagne und der damit

Tabelle 1:
FRAGE: „Unabhängig davon, ob Sie gewählt haben oder nicht, was meinen

Sie: Spielt das Europäische Parlament im Leben der Europäischen
Gemeinschaften zur Zeit eine sehr wichtige Rolle — eine wichtige
Rolle — eine nicht sehr wichtige Rolle — oder eine überhaupt nicht
wichtige Rolle?"

Europäische Bundesrepublik
Gemeinschaft Deutschland

März/April Oktober März/April Oktober
1984 1984 1984 1984

Sehr wichtig
Wichtig
Nicht so wichtig
Überhaupt nicht wichtig
Keine Antwort

9
34
31
7

19

100

11
39
34
7
9

100

8
30
31
12
19

100

4
36
44
11
5

100

Quelle: euro-barometer Nr. 22/Dezember 1984.
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verbundenen Informationen viele zu einem konkreten Urteil, die vorher dazu
nicht bereit oder im Stande waren. Was man sehen kann, ist dies: daß zwischen
der abstrakt ermittelten Bedeutung des Europäischen Parlaments und seiner
tatsächlichen Anerkennung durch die Bürger in Form hoher Wahlbeteiligung
spürbare Differenzen bestehen.

Das Europäische Parlament

Seit ihren Anfängen war die europäische Bewegung nach dem Zweiten Welt-
krieg immer auch eine Bewegung, die ganz betont das Volk am Aufbau des an-
gestrebten neuen Europa beteiligen wollte. Mit der Einführung der Direktwahl
der Europaparlamentarier im Jahre 1979 hat die parlamentarische Komponen-
te der europäischen Integration spürbaren Auftrieb erhalten. Aber trotz ver-
mehrter Kompetenzen bleibt noch ein weiter Weg, bis das Europäische Parla-
ment auch nur annähernd an die Rechtsstellung der nationalen Parlamente her-
anreicht.

Angesichts der vielfach belegten bescheidenen Informationsniveaus der EG-
Bürger über die Institutionen der Gemeinschaft und ihre Aufgaben, ist in der Be-
völkerung gewiß kein präzises Wissen über die gegenwärtigen Befugnisse des Eu-
ropäischen Parlaments zu erwarten. Auch nicht darüber, welche Ziele sich das
Europäische Parlament selbst gesetzt hat, diese Befugnisse in den nächsten Jah-
ren zu erweitern. Aber auch vor einem diffusen Informationshintergrund kann
sich politischer Wille artikulieren. Und dessen Intention ist eindeutig: Die große
Mehrheit der europäischen Bevölkerung steht hinter den Forderungen der Euro-
pa-Parlamentarier, künftig eine wichtigere Rolle zu spielen, „als dies zur Zeit der
Fall" ist. Gewiß gibt es Unterschiede von Land zu Land, aber aus der allgemeinen
Befürwortung einer wichtigeren Rolle des Straßburger Parlaments schert ledig-
lich Dänemark aus, dessen Bevölkerung in der Tendenz die jetzige Bedeutung
des Europäischen Parlaments genügt (siehe Tabelle 2).

Tabelle 2:
FRAGE: „Würden Sie es persönlich eher begrüßen, wenn das Europäische

Parlament eine wichtigere Rolle — oder eine weniger wichtige Rolle
spielen würde als diese zur Zeit der Fall ist?"

Oktober 1984
B DK D F IRL I L NL UK GR EG

Wichtigere Rolle 56 16 55 65 47 80 68 63 43 61 60
Gleiche Rolle 22 34 18 14 23 8 19 16 19 11 16
Weniger wichtige Rolle 11 20 12 4 10 2 5 7 24 8 10

Keine Antwort 11 30 15 17 20 10 8 14 14 20 14

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Quel le : euro-barometer Nr. 22, Dezember 1984.
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Obwohl die Bürger des EG-Europa und auch die Bürger der Bundesrepublik
ganz eindeutig eine gegenüber heute stärkere Rolle des Europäischen Parla-
ments befürworten, darf man diese Meinungsäußerungen nicht so interpretie-
ren, als ob sie damit dem Europäischen Parlament bereits jene Macht einräu-
men wollten, die zum Beispiel der Deutsche Bundestag gegenüber der Bundes-
regierung hat. Davon kann keine Rede sein.

Auf nationaler Ebene, durch eine Zeitreihenuntersuchung in der Bundesre-
publik, läßt sich diese Einschränkung des Plädoyers für ein starkes Parlament

Tabelle 3:
FRAGE: „Wieviel Einfluß sollte das direkt gewählte Europäische Parlament

haben? Sollte es die Regierungen der Mitgliedsländer nur beraten
können, oder sollte es die Politik der Mitgliedsländer in einigen Be-
reichen bestimmen können oder in allen Bereichen bestimmen kön-
nen?"

März/ Mai Okt./ März Mai
April Nov.
1979 1982 1983 1984 1985

Nur beraten
In einigen Bereichen bestimmen
In allen Bereichen bestimmen
Unentschieden, keine Antwort

35
42
8
15

32
37
7
24

35
33
11
21

31
40
10
19

30
40
10
20

100 100 100 100 100

M a i 1985
B e v . A l t e r s g r u p p e n W ä h l e r v o n — Pol i t isch
insg. 16-29 30-44 45-59 60 Jahre CDU/ SPD FDP Grünen Inter- Nicht

Jahre Jahre Jahre u. älter CSU essiert besond.
garnicht

0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/

/o /o /o /o /o /o /o /o /o lo /o

Nur beraten 30 27 29 33 29 32 32 25 26 29 30
In einigen Berei-
chen bestimmen
In allen Berei-
chen bestimmen
Unentschieden,
keine Antwort

40 42 44 42 32 42 40 47 39 47 33

10 9 11 9 11 9 11 20 9 13 7

20 22 16 16 28 17 17 8 26 11 30

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Quelle: Aliensbacher Archiv, IfD-Umfragen 3066, 4008, 4034, 4040, 4058. -
Bundesrepublik mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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belegen. Nach dem neuesten Stand wollen 30 Prozent der Bundesbürger dem
EG-Parlament nur beratende Funktion einräumen. „Nur beraten", d.h. also ei-
ne gegenüber heute keinesfalls gestärkte Position! Und diese Gruppe hat sich
im Laufe der Jahre nur unwesentlich verringert. Auch die Fürsprache für eine
extrem ausgedehnte Kompetenz des Parlaments — „in allen Bereichen bestim-
men" — hat sich in dieser Zeit substantiell kaum verändert.

Dieses Einstellungsmuster gegenüber dem Europäischen Parlament findet
sich in allen wichtigen gesellschaftlichen Gruppen in der Bundesrepublik wie-
der: Sowohl innerhalb der unterschiedlichen Altersgruppen wie auch bei den
Parteianhängern und Wählern der verschiedenen Parteien (siehe Tabelle 3).

Tabelle 4:
FRAGEN: „Es gibt zwei Ansichten über die weitere Zukunft der Europäi-

schen Gemeinschaft:
— Einige Leute meinen, die Europäische Gemeinschaft sollte

nicht nur ein direkt gewähltes Parlament haben, sondern auch
eine richtige Regierung, die in einigen wichtigen Bereichen das
letzte Wort haben soll.

— Andere hingegen meinen, die jeweiligen Regierungen der ein-
zelnen Mitgliedsländer sollten das letzte Wort haben.
Welche dieser Aussagen entspricht Ihrer eigenen Ansicht am
ehesten?"

(Vorlage einer Liste)

Europäische Gemeinschaft

Eine richtige Europäische Regierung
Das letzte Wort bleibt bei den
nationalen Regierungen
Keine Antwort

Bundesrepublik Deutschland

Eine richtige Europäische Regierung
Das letzte Wort bleibt bei den
nationalen Regierungen
Keine Antwort

Mai 1979
%

41

41

18

100

Mai 1979
%

40

40

20

100

April 1982
%

36

46

18

100

April 1982
%

35

49

16

100

Mai 1985
%

33

48

19

100

Quelle: euro-barometer Nr. 17/Juni 1984. — Umfragen in den Ländern der
EG, Bevölkerung ab 15 Jahre. Ergebnisse für Mai 1985: Aliensba-
cher Archiv, IfD-Umfrage 4058.
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In der gesamten EG hat sich die Zahl derer merklich verringert, die nicht nur
ein Europäisches Parlament, sondern eine Europäische Regierung haben wol-
len. Dies gilt auch für die Bundesrepublik, für die Ergebnisse der Trendbeob-
achtung Mai 1985 vorliegen (siehe Tabelle 4 auf Seite 303).

Eine gewisse Korrektur erfährt der Eindruck eines Trends zugunsten natio-
naler Kompenzen durch zwei Fragen, die seit 1970 vom Allensbacher Institut
gestellt wurden und die die Bereitschaft prüfen, auf nationale Symbole zugun-
sten eines europäischen Symbols zu verzichten und eine sehr einschneidende
Veränderung, nämlich eine Abschaffung der D-Mark und einheitliches euro-
päisches Geld, zu akzeptieren. Zwar erkennt man, wie sehr ein europäischer
Überschwang Anfang der siebziger Jahre während des mühevollen Brüsseler
Integrationsprozesses abgetragen worden ist, aber zwischen 1982 und 1985
zeigt sich eher eine Stabilisierung (siehe Tabelle 5).

Tabelle 5:
FRAGE: „Wären Sie dafür oder dagegen, daß bei großen offiziellen Feierlich-

keiten nicht mehr die deutsche Fahne, sondern eine europäische
Fahne aufgezogen wird?"

Bundesrepublik Deutschland

März Aug. März/April Mai Mai
1970 1977 1979 1982 1985

Dafür
Dagegen
Egal
Unentschieden

35
41
18

6

21
60
14

5

27
43
25

5

21
52
22

5

15
48
29

8

100 100 100 100 100

FRAGE: „Wären Sie dafür oder dagegen, wenn es keine D-Mark mehr geben
würde, sondern nur noch ein einheitliches europäisches Geld?"

März
1970

März
1974

Aug.
1977

März/April
1979

Mai
1982

Mai
1985

Ich wäre dafür
Dagegen
Egal
Unentschieden

52
26
14
8

57
22
13
8

35
49
11
5

39
40
15

6

33
45
15
7

33
35
23

9

100 100 100 100 100 100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 2060, (3002), 3046, 3066, 4008,
4058. — Bundesrepublik mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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Zur Stimmungslage in der Europäischen Gemeinschaft

Das Interesse für Europa hat sich bei der deutschen Bevölkerung gegenüber
Frühjahr 1984 etwas verringert. Man könnte das im Zusammenhang mit der
Sondersituation im Frühjahr 1984 sehen: Damals wurde die Umfrage nur weni-
ge Wochen vor der Europawahl durchgeführt (siehe Tabelle 6).

Tabelle 6:
FRAGE: „Einmal ganz allgemein gesprochen: Interessieren Sie sich für das

Thema Europa?"

Mai 1984 Mai 1985

Ja 51 47
Nicht besonders 43 46
Gar nicht 6 7

100 100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 4044, 4058. — Bundesrepublik
mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Tabelle 7:
FRAGE: „Man kann ja an verschiedenes denken, wenn man von der EG hört,

der ,Europäischen Gemeinschaft'. Ich möchte Ihnen mal einiges
vorlesen, und Sie sagen mir bitte jedesmal, ob man bei ,Europäi-
scher Gemeinschaft' daran denken könnte."

Bei „Europäischer Gemeinschaft" März 1979 März 1984 Mai 1985
könnte man denken an — % % %

„Butterberg"
„Zukunft"
„Bürokratie"
„Freundschaft"
„Frieden"
„Freiheit"
„Fortschritt"
„Sicherheit"
„Wohlstand"
„Macht"
„Sozialismus"

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 3066, 4040, 4058. - Bundesre-
publik mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 305

66
83
68
74
79
66
77
73
49
56
33

89
78
76
78
78
68
63
65
55
48
24

92
81
79
76
74
68
64
59
54
49
19
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Um die Vorstellungen, die sich bei der Bevölkerung mit Europa verbinden,
spontan und nicht rational gefiltert zu erfahren, wurde seit 1979 dreimal ein so-
genannter Assoziationstest durchgeführt, bei dem nur gefragt wird, mit wel-
chen von verschiedenen vorgegebenen Stichworten die Bevölkerung den Ge-
danken an die Europäische Gemeinschaft verbindet.

Dieses „Profil" ist für viele Stichworte bemerkenswert unverändert seit 1979
geblieben. Drei Veränderungen sind hervorzuheben. Das Stichwort „Butter-
berg" gehört inzwischen viel mehr zu den Assoziationen als 1979. Es steht jetzt
klar an der Spitze aller zugeordneten Assoziationen. Das Stichwort „Bürokra-
tie" zeigt eine ansteigende Tendenz und das Stichwort „Sozialismus" eine abfal-
lende (siehe Tabelle 7 auf Seite 305).

Vorteile durch die Gemeinschaft oder eher Nachteile?

„Finden Sie, daß sich die Länder der Europäischen Gemeinschaft in den letzten
Jahren näher- oder nicht nähergekommen sind?" Diese seit 1974 in der Bun-
desrepublik in unregelmäßigen Abständen gestellte Frage spiegelt Krisen und
Konflikte, aber auch Erfolge und Fortschritt innerhalb der Gemeinschaft wi-
der.

Noch im Frühjahr 1984 lautete die Bilanz der bundesdeutschen Bevölkerung
eher kritisch mit einem annähernden Gleichstand positiver und negativer Ant-
worten. Im Mai 1985 fällt dagegen die Bilanz eindeutig positiv aus. 53 Prozent
der Bundesbürger finden, die EG-Länder seien sich nähergekommen, nur 30
Prozent antworten mit „nicht nähergekommen".

Der Trendverlauf dieser Frage zeigt, wie abhängig das Urteil über den Zu-
sammenhalt in der EG von jeweils aktuellen Ereignissen ist, auch wenn es sich
nominell auf einen längeren Zeitraum bezieht (siehe Tabelle 8).

Über die Ländergrenzen hinweg betrachtet erscheint die Verankerung der
zehn EG-Länder in der Europäischen Gemeinschaft auf einer sicheren Basis
der politischen Legitimation durch die Bevölkerung. Denn „allgemein gese-

Tabelle 8:
FRAGE: „Finden Sie, daß sich die Länder der Europäischen Gemeinschaft in

den letzten Jahren näher- oder nicht nähergekommen sind?"

März Oktober August März Mai
1974 1975 1977 1984 1985

Sind sich nähergekommen
Nicht nähergekommen
Unentschieden

100 100 100 100 100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 3003, 3020, 3046, 4040, 4058. -
Bundesrepublik mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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hen" halten die EG-Bewohner die Mitgliedschaft ihrer Länder nach dem Stand
von Herbst 1984 weit überwiegend (58 Prozent) für eine gute Sache. Aber auch
an diesem Ergebnis zeigt sich, wie fragwürdig Durchschnittswerte für die ge-
samte Gemeinschaft sein können, wenngleich sie zur ersten Orientierung in
vielen Fällen hilfreich sind.

Der Durchschnittswert 58 Prozent für „gute Sache" wird aus dem 80-Pro-
zent-Anteil, den diese Antwortkategorie in Luxemburg erhält, ebenso gespeist
wie aus den dürftigen 33 Prozent in Dänemark oder aus den 38 Prozent des
Vereinigten Königreichs, denen national jeweils beachtlich große Minderhei-
ten widersprechen. Mit anderen Worten, auch wenn, wie das Euro-Barometer
zu Recht feststellt2, in allen Ländern die positiven Einschätzungen die negati-
ven Beurteilungen ausnahmslos überwiegen, die Spannweite der Ergebnisse
zwischen den verschiedenen EG-Mitgliedstaaten und die in ihnen zum Aus-
druck kommende politische Spannung sind doch enorm (siehe Tabelle 9).

Tabelle 9:
FRAGE: „Ist allgemein gesehen die Mitgliedschaft von . . . (jeweiliges Land)

in der Europäischen Gemeinschaft Ihrer Meinung nach eine gute Sa-
che — eine schlechte Sache oder weder gut noch schlecht?"

Oktober 1984
B DK D F IRL I L NL UK GR EG

Gute Sache 65 33 57 63 47 72 80 79 38 45 58
Weder gut noch schlecht 25 29 33 27 27 20 15 13 25 29 26
Schlechte Sache 5 28 5 5 20 2 4 4 33 16 11

Keine Antwort 5 10 5 5 6 6 1 4 4 10 5

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Quelle: euro-barometer Nr. 22, Dezember 1984.

Diese Diskrepanzen zwischen den verschiedenen EG-Ländern spiegeln sich
auch in einem anderen Befund. Worauf basiert eigentlich die politische Legiti-
mation nationaler EG-Mitgliedschaften? Worauf die Zuwendung ihrer Bürger
zur Gemeinschaft, wenn nicht auf der Summe positiver Kosten-Nutzen-Bilan-
zen, welche die Bürger in den einzelnen Ländern ziehen. Was hat der einzelne,
was hat er in seinem nationalen Selbstverständnis davon, daß sein Land dieser
Gemeinschaft angehört? Wenn auch die individuelle negative Antwort auf die-
se Frage unerheblich bleiben mag, die Summe dieser Antworten auf nationaler
Ebene entscheidet über den Rückhalt, den die EG-Mitgliedschaft in den einzel-
nen Ländern erfährt und damit letzten Endes über die gesamte EG.

Wieder zitieren wir die Analyse der EG-Kommission: „Durchschnittlich ist
einer von zwei Europäern der Auffassung, daß sein Land durch die Mitglied-
schaft in der Europäischen Gemeinschaft Vorteile hat." Aber auch hier sind
von Land zu Land beträchtliche Unterschiede zu verzeichnen. In Luxemburg
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lautet die Bilanz „Vorteile" — „keine Vorteile" 72 zu 16 Prozent. In der Bun-
desrepublik stehen sich 46 bzw. 35 Prozent gegenüber. In Großbritannien
schließlich lautete die Bilanz klar negativ: 32 Prozent „Vorteile", 57 Prozent
„keine Vorteile"3.

Wie es zu diesen Unterschieden kommt, wäre von Land zu Land getrennt zu
ermitteln: Welchen Anteil an diesen jeweiligen Bilanzen haben die wirtschaftli-
chen und finanziellen Aspekte, die Vorstellungen von nationalen Leistungen
und Gegenleistungen? Welchen Anteil haben die (nicht finanziell definierten)
verschiedenen Aspekte der Lebensqualität, wie z.B. die durch die EG-Mit-
gliedschaft gewonnene Internationalität des Lebens: Wir meinen das freie,
möglichst unbehinderte Reisen ebenso wie den kulturellen Austausch oder z.B.
auch das (Selbst-) Bewußtsein, einer großen, zumindest wirtschaftlich starken
Staatengemeinschaft anzugehören.

Welche Rolle spielt schließlich der historische Hintergrund der einzelnen
Staaten, langfristig gesehen, aber auch in der kurzfristigen Perspektive der Er-
wartungen an die EG vor dem Beitritt und der Erfüllungen oder Enttäuschun-
gen bis zum heutigen Tag?

Mit Blick auf das eigene Land eine Bilanz von Nutzen und Ertrag der jeweili-
gen nationalen EG-Mitgliedschaft zu ziehen, das ist ein Aspekt des Resümie-
rens. Ein anderer ist der Blick über den nationalen Zaun auf die Nachbarn in-
nerhalb der Gemeinschaft: Profitieren diese etwa mehr von der EG als das ei-
gene Land?

Auch diese Perspektive wurde innerhalb der EG ausgeleuchtet. In Großbri-
tannien, wo ohnehin schon eine Mehrheit der Meinung ist, die EG-Mitglied-
schaft bringe dem eigenen Land keine Vorteile, relativiert auch jene Gruppe
noch, die überhaupt Vorteile einräumt. Fast jeder zweite aus diesem Personen-
kreis findet nämlich, das Vereinigte Königreich profitiere weniger von seiner
EG-Mitgliedschaft als andere EG-Länder. Nicht viel besser sieht in dieser Hin-
sicht die Bilanz der entsprechenden Gruppe der bundesdeutschen Bevölkerung
aus.

Sozialpsychologisch gesehen liegt natürlich in der Aussage: „Genauso viel an
Vorteilen" schon ein positiver Befund vor, der die politische Legitimation
stärkt. Eine Situation wie in Irland, wo mit gut einem Drittel fast ebenso viel
Bürger eine Bevorzugung ihres Landes innerhalb der EG erblicken wie ein aus-
balanciertes Verhältnis, kann nur eine Ausnahmesituation beschreiben (siehe
Tabelle 10).

Wir haben gesehen: Der Anteil jener deutschen Bürger, die sich und ihr
Land innerhalb der EG eher übervorteilt sehen, ist recht erheblich. Man muß
davon ausgehen, daß dieser Eindruck das Futter für die in der Bundesrepublik
weithin vertretene Auffassung liefert, die Bundesregierung vertrete die deut-
schen Interessen in Brüssel nicht hart genug.

Im Mai 1985, noch ehe Bundeslandwirtschaftsminister Kiechle erstmals in
der EG-Geschichte ein deutsches Veto gegen einen Ministerratsbeschluß ein-
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Tabelle 10:
FRAGE: „Hat Ihrer Meinung nach die Bundesrepublik Deutschland (analoge

Formulierung in den übrigen EG-Staaten) insgesamt gesehen durch
die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft (EG) Vorteile
oder ist das nicht der Fall?"

Oktober 1984
B DK D F IRL I L NL UK GR EG

Hat Vorteile durch die
w. ,.,,,., ^ 48 44 46 47 61 63 72 64 32 51 48
Mitgliedschaft in der EG

Zo J 4 JJ ZO ZO ZJ 10 iy D / Zo J4

die Mitgliedschaft in der EG
Keine Antwort 24 22 19 25 11 14 12 17 11 21 18

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

FRAGE an Personen, die glauben, ihr Land habe durch die EG Vorteile:
„Hat . . . (jeweiliges Land) mehr Vorteile oder weniger Vorteile
von der Europäischen Gemeinschaft als die anderen Mitgliedslän-
der?"

Oktober 1984
Hat Vorteile durch die B DK D F IRL I L NL UK GR EG
Mitgliedschaft in der EG % % % % % % % % % %

- mehr als die anderen 16 21 13 12 34 18 27 16 12 19 15
-genausoviel 51 57 42 48 38 45 48 55 29 23 43
- weniger als die anderen 24 8 40 31 20 25 16 13 48 33 30
Weiß nicht 9 14 5 9 8 12 9 16 11 25 12

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Quel le : euro-barometer Nr. 22, Dezember 1984.

legte, befand jeder zweite Bundesbürger, die Bundesregierung sei zu nachgie-
big in der Verfolgung deutscher Interessen innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft. Es ist die Frage, ob durch das Hartbleiben bei der Getreidepreis-
entscheidung dieser Eindruck wesentlich verändert wurde. Realistischerweise
wird man sie eher verneinen müssen, denn Revisionen solcher Pauschalurteile
brauchen ihre Zeit. Es ist auch nicht so, daß in dieser Kritik nur ein allgemeines
Mäkeln an der Insuffizienz der Regierung, womöglich in erster Linie gespeist
aus den Urteilen der Oppositionsanhänger, zum Ausdruck kommt. Auch unter
den Unions- und FDP-Wählern überwiegt die Kritik an der zu großen Nachgie-
bigkeit der Regierung (siehe Tabelle 11 auf Seite 310).

„Ich lese Ihnen jetzt einige Probleme vor, die sich zur Zeit stellen. Können

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 309



DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

Tabelle 11:
FRAGE: „Glauben Sie, daß die Bundesregierung die Interessen unseres Lan-

des innerhalb der Europäischen Gemeinschaft alles in allem richtig
vertritt, oder ist sie zu hart oder zu nachgiebig?"

März Mai 1985
1984 Bevölk. Wähler v o n -

insges. CDU/CSU SPD FDP Grünen

Vertritt richtig
Zu hart
Zu nachgiebig
Unmöglich zu sagen

28
1

49
22

100

26
2

50
22

100

40
1

46
13

100

17
3

59
21

100

25
4

60
11

100

12
4

36
48

100

Quelle: Aliensbacher Archiv, IfD-Umfragen 4040, 4058. — Bundesrepublik
mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Sie mir bitte für jedes einzelne Problem sagen, ob es besser ist, wenn die Ent-
scheidungen darüber von jedem Land selbständig getroffen werden — oder ge-
meinsam von der Gesamtheit der Mitgliedsländer der Europäischen Gemein-
schaft? Auf diese von der EG-Kommission gestellte Frage werden als Einzel-
probleme genannt:
— Unterschiede zwischen den verschiedenen Regionen verringern, indem man

den am wenigsten entwickelten hilft.
— Die Natur schützen und gegen Umweltverschmutzung kämpfen.
— Gegen Preiserhöhungen kämpfen.
— Die Wirtschaft ankurbeln, um die Arbeitslosigkeit besser bekämpfen zu

können.
— Die Energieversorgung sichern.
— Den Ländern der Dritten Welt helfen.
— Für die Sicherheit [der Bundesrepublik] gegenüber Bedrohungen von au-

ßen, die auf ihr lasten oder auf ihr lasten könnten, sorgen.
In der Herbst-Umfrage 1984 des Euro-Barometer ergaben sich ausnahmslos
in allen Mitgliedsländern Mehrheiten dafür, daß die Probleme durch die
Gesamtheit der Mitgliedsländer gelöst werden und nicht von jedem Land
für sich. Beim Umweltschutz plädieren beispielsweise 76 Prozent der EG-
Bürger für Gemeinschaftslösungen, bei der Inflationsbekämpfung 65 Prozent,
bei der Entwicklungshilfe sogar 78 Prozent, der höchste Wert; der niedrigste
— 61 Prozent — ergab sich für die gemeinsame Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit.

Das Euro-Barometer relativiert die Aussagekraft dieser Antworten selbst:
„Sie bringen Meinungen, d.h. mehr oder weniger verschwommene Gedanken
oder Gefühle zum Ausdruck, die nicht notwendigerweise eine entsprechende
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Handlungsweise bedingen." Außerdem wüßten wohl viele nicht, so heißt es
dort, welche Konsequenzen mit solchen gemeinsamen Aktionen verbunden
seien4.

Daß Umweltschutzmaßnahmen gemeinsam getroffen werden, befürworten,
wie soeben dokumentiert, auf EG-Ebene drei Viertel der Bürger der Gemein-
schaft. Aber die Diskrepanz zwischen pauschaler theoretischer Aussage und

Tabelle 12:
FRAGE: „Darüber, ob der Streit in der Europäischen Gemeinschaft über eine

Abgasregelung dem Ansehen der Europäischen Gemeinschaft ge-
schadet hat, unterhalten sich hier zwei. Welcher sagt eher das, was
auch Sie denken, der obere oder der untere?"
(Vorlage eines Bildblattes)

Mai 1985
Bevölker. Wähler von -
insgesamt CDU/CSU SPD FDP Grünen

0/ 0/ 0/ 0/ 0/

/o /o /o /o /o

Der Obere:
„An dem Streit über die Ab-
gasregelung für Autos hat
man gesehen, daß es mit der
europäischen Einigung nicht
sehr weit her ist. Jedes Land
denkt nur an seine eigenen In-
teressen und wenig an die ge-
meinsame Sache." 58 52 66 59 75

Der Untere:
„Das finde ich nicht. Gerade
die Gespräche über die Ab-
gasregelung für Autos haben
gezeigt, wie gut die europäi-
sche Gemeinschaft auch in
schwierigen Fragen funktio-
niert. Jedes Land hat schließ-
lich Abstriche machen müs-
sen, um dann schließlich zu ei-
nem gemeinsamen Beschluß
zu kommen."

Unentschieden

100 100 100 100 100

Quelle: Aliensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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konkreter Politik wird vom Alltag der EG ein ums andere Mal vorgeführt. Bei-
spiel: Der Streit um die EG-weite Einführung des Katalysators.

Eine Frage, die von Allensbach aus gestellt wurde, wollte wissen, ob in
der Abgasregelung ein Beispiel für das Überwiegen der nationalen Eigenin-
teressen jedes Landes zu sehen sei oder ob die Gespräche über die Abgasrege-
lung das Funktionieren der EG gezeigt hätten. Die Antwort in der Bundesre-
publik läßt an Klarheit kaum zu wünschen übrig. 58 Prozent der Bevölkerung
sehen im Katalysatorstreit die engen Grenzen der EG-Gemeinsamkeit, er-
blicken darin das Überwiegen nationaler Eigeninteressen. Nur ein knappes
Viertel interpretiert die Brüsseler Verhandlungen zu diesem Thema positiv als
einen Beweis für das Funktionieren der Gemeinschaft (siehe Tabelle 12 auf
Seite 311).

Der Beitritt von Spanien und Portugal

Die Aufnahme von Spanien und Portugal wird von der Bevölkerung nicht als
eine weitere Belastung der Integration innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft und eine weitere finanzielle Bürde gesehen — oder zumindest haben sol-
che Erwägungen keinen Vorrang. Mit 48 Prozent bei nur 12 Prozent Gegen-
stimmen sagt die Bevölkerung, daß sie den Beitritt von Spanien und Portugal in
die Europäische Gemeinschaft begrüßt (siehe Tabelle 13).

Tabelle 13:
FRAGE: „Spanien und Portugal sollen ja jetzt in die Europäische Gemein-

schaft aufgenommen werden. Begrüßen Sie das, begrüßen Sie das
nicht, oder ist Ihnen das egal?"

Bevölkerung insgesamt
Altersgruppen
16-29 Jahre
30-44 Jahre
45-59 Jahre
60 Jahre und älter
Parteipolitische Orientierung
CDU/CSU-Wähler
SPD-Wähler
FDP-Wähler
Grüne-Wähler

Begrüße
ich

48

45
52
51
44

54
48
63
42

Begrüße
ich nicht

12

11
14
14
11

14
11
15
10

Mai 1985
Ist mir

egal

31

36
25
28
33

24
34
15
42

Unent-
schieden

9

8
9
7

12

8
7
7
6

ins-
gesamt

100

100
100
100
100

100
100
100
100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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Abbau von Grenzkontrollen

Eine große Zustimmung fand 1984 der Abbau der Kontrollen an der deutsch-
französischen Grenze5. Solche Entwicklungen betreffen zwar zunächst nur die
beiden Länder Deutschland und Frankreich, aber sie werden sicher auch mit
der Hoffnung betrachtet, daß dies der Anfang von Entwicklungen sei, die sich
in der ganzen Europäischen Gemeinschaft schließlich verwirklichen ließen (sie-
he Tabelle 14).

Tabelle 14:
FRAGE: „Seit kurzem ist es ja so, daß an der deutsch-französischen Grenze

Reisende nur noch in wenigen Fällen kontrolliert werden. Haben Sie
schon davon gehört oder nicht?"

Gehört
Nicht gehört

FRAGE: „Darüber unterhalten
men?" (Vorlage eines

sich hier zwei.
Bildblatts)

September/Oktober 1984
%

91
9

100

Wem würden Sie eher zustim-

„Ich finde es gut, daß jetzt an der deutsch-französi-
schen Grenze nicht mehr so viel kontrolliert wird.
Das ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem
gemeinsamen Europa" 57

„Das sehe ich anders. Ich fände es besser, wenn
auch weiterhin an der deutsch-französischen Gren-
ze kontrolliert würde. Sonst können Leute, nach
denen die Polizei sucht, viel zu leicht über die
Grenze flüchten" 27

Unentschieden 16

100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4049. - Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Stolz, ein Europäer zu sein

Stolz spielt durchaus eine Rolle im Verhältnis zu Europa. Sicher bleibt der
Stolz, Europäer zu sein, zurück hinter dem Stolz auf die deutsche Nationalität.
Aber zusammengefaßt sagen 82 Prozent der Bevölkerung, sie seien „unbe-
dingt" oder „überwiegend stolz darauf, Deutscher zu sein" (in den USA sagen
allerdings 80 Prozent und in England 55 Prozent, „sehr stolz" auf ihre Nationa-
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21
46
8
7
18

23
46
10
5
16

lität zu sein6), 69 Prozent sagen, sie seien „unbedingt" oder „überwiegend"
stolz darauf, Europäer zu sein (siehe Tabelle 15).

Tabelle 15:
FRAGE: „Sind Sie stolz darauf, ein Europäer zu sein?

Würden Sie sagen unbedingt, überwiegend, eher nicht, gar nicht
stolz?"

März 1984 Mai 1985
Europäer zu sein % %

Unbedigt stolz
Überwiegend stolz
Eher nicht stolz
Gar nicht stolz
Unentschieden

100 100

FRAGE: „Sind Sie stolz darauf, ein Deutscher zu sein?
Würden Sie sagen, unbedingt, überwiegend, eher nicht, gar nicht
stolz?"

März 1984 Mai 1985
Deutscher zu sein % %

Unbedigt stolz
Überwiegend stolz
Eher nicht stolz
Gar nicht stolz
Unentschieden

100 100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 4040, 4058. - Bundesrepublik
mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Weniger amerikanische, mehr europäische Waffen

Die Grundstimmung der Bevölkerung ist sehr stark, es sollten die Soldaten der
Länder der Europäischen Gemeinschaft weniger mit amerikanischen, sondern
eher mit europäischen Waffen ausgerüstet werden. Sicher werden sich solche
Stimmungen auch bei der Reaktion der öffentlichen Meinung auf die SDI- und
Eureka-Projekte auswirken (siehe Tabelle 16).

Europa und die deutsche Wiedervereinigung

Wenn von der deutschen Einheit die Rede ist, gehört es heute fast zum Stan-
dardrepertoire zu erklären, der Weg dahin führe nur über ein Vereintes Euro-
pa.
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Tabelle 16:
FRAGE: „Kürzlich wurde vorgeschlagen, die Länder der Europäischen

Gemeinschaft sollten ihre Soldaten weniger mit amerikanischen
Waffen ausrüsten und eher eigene Waffen herstellen, auch wenn sie
manchmal etwas teurer sind. Würden Sie das auch sagen, oder
würden Sie das nicht sagen?"

Bevölkerung insgesam
Altersgruppen
16-29 Jahre
30-44 Jahre
45-59 Jahre
60 Jahre und älter

Würde ich
auch sagen

t 56

51
58
60
56

Parteipolitische Orientierung
CDU/CSU-Wähler
SPD-Wähler
FDP-Wähler
Grüne-Wähler

61
59
59
35

Mai
Würde ich
nicht sagen

10

11
10
11
7

10
9

14
14

1985
Unent-

schieden

34

38
32
29
37

29
32
27
51

ins-
gesamt

100

100
100
100
100

100
100
100
100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Die Bevölkerung bringt diese beiden politischen Vorstellungen - deutsche
Einheit, Vereintes Europa - nur wenig in Beziehung. Etwa jeder zweite meint,
die Chancen einer deutschen Wiedervereinigung würden von der europäischen
Entwicklung nicht berührt. Jeder fünfte glaubt, eine europäische Integration
bringe auch eine deutsche Wiedervereinigung näher. 13 Prozent sehen umge-
kehrt in der europäischen Integration ein Hindernis, Deutschland noch einmal
politisch zusammenzuführen (siehe Tabelle 17 auf Seite 316).

Europäische Dynamik und Zukunftsperspektiven

„Vereinigtes Europa", „Vereinigte Staaten von Europa", - wann immer die
Politiker von Europas Zukunft sprechen, tauchen diese Begriffe in ihren Reden
auf. Noch konkreter werden die Zukunftsvorstellungen von Europa in dem
vom Europäischen Parlament im Februar 1984 vorgelegten Entwurf eines Ver-
trages zur Gründung der Europäischen Union, dem Bundeskanzler Kohl „rich-
tungsweisende Elemente einer europäischen Verfassung" attestierte, den er
aber gleichzeitig als kühn apostrophierte, weil er eine große Wegstrecke von
der europäischen Gegenwart zur Zukunft überspringe"7.
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Tabelle 17:
FRAGE: „Manche Politiker sagen, eine Wiedervereinigung Deutschlands ist

nur in einem Vereinigten Europa möglich. Was glauben Sie, wenn es
mit der Einigung Europas weiter vorangeht: Steigen dann die Chan-
cen für eine Wiedervereinigung oder sinken die Chancen dadurch?"

Bevölkerung insgesamt
Altersgruppen
16-29 Jahre
30-44 Jahre
45-59 Jahre
60 Jahre und älter
Parteipolitische Orientierung
CDU/CSU-Wähler
SPD-Wähler
FDP-Wähler
Grüne-Wähler

Steigen

%

21

17
21
22
25

27
18
26
20

Sinken

%

13

13
15
13
12

11
14
17
16

Mai 1985
Bleiben
gleich

49

50
51
51
44

49
53
41
43

Unent-
schieden

17

20
13
14
19

13
15
16
21

ins-
gesamt

100

100
100
100
100

100
100
100
100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Folgen die Bürger Europas, folgen die Bürger der Bundesrepublik diesen eu-
ropäischen Zukunftsplänen und Visionen ihrer Politiker?

Eine Anmerkung vorweg, die eine Reihe von Fragen auf wirft: Von dem
Vertragsentwurf des Europaparlaments für die Gründung der Europäischen
Union hat in der Bundesrepublik nur gut ein Viertel der Bevölkerung (28
Prozent) überhaupt gehört, von weiterreichenden Informationen gar nicht
zu reden. Auch unter den am Thema Europa interessierten Bürgern hat das
Informationsniveau bescheidene 41 Prozent nicht überschritten, wie einer
Allensbacher Umfrage vom Mai 1985 zu entnehmen ist. Wenn dieser Entwurf
die Richtung für die weitere (verfassungs-)politische Entwicklung Westeuropas
aufzeigen soll, und an dieser Intention besteht ja wohl kein Zweifel, dann
muß man ernsthaft fragen, ob die Europapolitiker genug für seine Publizität
tun.

Prinzipiell wollen die Bürger der Bundesrepublik dieses Vereinigte Europa,
und nicht nur sie, sondern mit ihnen die große Mehrheit innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft. Die „Idee, aus den Mitgliedsländern der Europäischen
Gemeinschaft ein ,Vereinigtes Europa' zu schaffen", wird nur in zwei Ländern
mehrheitlich als „schlechte Sache" empfunden, nämlich in Dänemark und in
Großbritannien. Im Durchschnitt der gesamten EG bezeichnen sie 52 Prozent
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der Bevölkerung als gut und 21 Prozent als schlecht; in der Bundesrepublik
sprechen bei 56 Prozent positiven Stimmen nur zehn Prozent negativ davon
(siehe Tabelle 18).

Tabelle 18:
FRAGE: „Einige sprechen von der Idee, aus den Mitgliedsländern der Euro-

päischen Gemeinschaft ein ,Vereinigtes Europa' zu schaffen. Damit
ist eine Art politischer Union gemeint, wie sie zwischen den 50 Staa-
ten der USA besteht, oder den 10 Provinzen, die Kanada bilden.
Halten Sie diese Idee, eines Tages ein Vereinigtes Europa zu schaf-
fen, zu dem auch . . . (jeweiliges Land) gehören würde, für eine gu-
te Sache oder eine schlechte Sache?"

Oktober 1984
B DK D F IRL I L NL UK GR EG

Gute Sache 57 12 56 58 34 64 69 45 32 58 52
Kommt darauf an 22 16 22 11 15 15 13 19 8 12 15
Schlechte Sache 11 55 10 18 21 11 13 25 48 15 21

Keine Antwort 10 17 12 13 30 10 5 11 12 15 12

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Quel le : euro-barometer Nr. 22, Dezember 1984.

Darüber, ob dieses im Prinzip angestrebte Vereinigte Europa auf überschau-
bare Zeit tatsächlich realisierbar ist, macht sich die Bevölkerung keine Illusio-
nen und wenig Hoffnung. In der Bundesrepublik wurden auf eine entsprechen-
de Allensbach-Frage: „Glauben Sie, daß es bis zum Jahre 2000 zu einem poli-
tisch vereinten Europa mit einer gemeinsamen Außenpolitik aller EG-Staaten
kommen wird . . .?" Pessimismus und Skepsis mit 68 Prozent „Glaube ich
nichf'-Antworten sichtbar. Nur 12 Prozent der Bevölkerung gehen davon aus,
daß bis zur Jahrtausendwende, und das ist in politischen Zeiteinheiten aus-
gedrückt eine Spanne von nicht einmal mehr vier Bundestagslegislaturperio-
den, die politische Union Europas erreicht sein wird (siehe Tabelle 19 auf
Seite 318).

Der weitverbreitete Wunsch, die politische Einheit Europas zu realisieren
und die gleichzeitige Überzeugung, daß dieses Ziel auf absehbare Zeit nicht er-
reicht werden kann, dürften eine entscheidende Triebfeder für die Ungeduld
der Europabürger in Sachen Integration sein.

Bereits im Jahrbuch der Europäischen Integration 1983 wurde auf den im
Laufe der Jahre in der Bundesrepublik immer dringlicher geäußerten Wunsch
hingewiesen, die Entwicklung zum Vereinten Europa möge schneller als bisher
vorangehen8. Auf europäischer Ebene gibt es dazu parallele Befunde9.
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Tabelle 19:
F R A G E : „Politiker sprechen sich ja oft für ein in politischer Hinsicht vereintes

Europa aus. Glauben Sie, daß es bis zum Jahre 2000 zu einem poli-
tisch vereinten Europa mit einer gemeinsamen Außenpoli t ik aller
EG-Staa ten kommen wird, oder glauben Sie das nicht?"

Mai 1985
Personen, die

Bev. Altersgruppen Wähler von— am Thema Europa
insg. 16-29 30-44 45-59 60 Jahre CDU/ SPD FDP Grünen inter- nicht

Jahre Jahre Jahre u. älter CSU essiert (besond)
interess.

0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/ 0/

/o /o /o /o lo lo lo lo /o /o lo

Glaube ich
Glaube ich nicht
Unentschieden

12
68
20

100

10
68
22

100

11
74
15

100

14
68
18

100

12
64
24

100

14
67
19

100

10
74
16

100

13
77
10

100

9
68
23

100

17
69
14

100

7
68
25

100

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.

Ein weiterer, aktueller Frageansatz dokumentiert diesen Sachverhalt des un-
geduldigen Wartens auf europäische Fortschritte nicht nur, er illustriert ihn
auch. „Wie schnell kommt die europäische Einigung voran?" wurden die Bun-
desbürger bildhaft gefragt, von einem Bildblatt unterstützt, auf dem eine Per-
son in sieben Bewegungsphasen vom Stillstehen bis zum ganz schnellen Laufen
abgebildet ist. Das gleiche Bildblatt wurde anschließend für die Frage verwen-
det „Und wie schnell sollte die Europäische Einigung vorankommen?"

Im Durchschnitt wird die Geschwindigkeit des europäischen Integrations-
tempos, des faktischen Ablaufs also, mit der Bewegungsphase 2 bis 3 beschrie-
ben (exakt: 2,66). Das Soll aber liegt bei 5,05 (siehe Tabelle 20 auf Seite 319
und 320).

Tut Eile bei der europäischen Integration also not, um den Vorstellungen der
Bürger zu entsprechen? Der Blick auf die öffentliche Meinung in Europa stößt
immer wieder auf Widersprüche, nicht nur zwischen den Mitgliedsländern, son-
dern auch innerhalb jedes Landes bei ein und derselben Bevölkerung: die Eini-
gung vorantreiben, aber möglichst nationale Kompetenzen bewahren; gemein-
same Lösungen befürworten, aber wenn es zum Schwur kommt, nationalen Ei-
geninteressen den Vorzug geben. Aber was soll man anderes erwarten, wenn in
einem historischen Prozeß von solcher Dimension, wie sie die europäische
Einigung darstellt, Denkschemata und politische Orientierungen ersetzt wer-
den sollen, die in Jahrhunderten europäischer Entwicklung aufgebaut worden
sind?

318 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



Die öffentliche Meinung

Tabel le 20:
F R A G E : „Was ist Ihre Ansicht: Wie schnell k o m m t die Europäische Gemein-

schaft, die europäische Einigung voran? So ist das sicher schwer zu
sagen, deshalb habe ich hier ein Bild mit schnell und langsam laufen-
den Männchen . W e n n Sie me inen , die Gemeinschaft , die Einigung
k o m m t ganz schnell voran, nehmen Sie die Figur 7, und wenn Sie
meinen , die Gemeinschaft , die Einigung k o m m t überhaup t nicht
voran , die Figur 1. Welche Figur würden Sie wäh len?" (Vorlage ei-
nes Bildblatts)

Kommt
überhaupt
nicht voran

Mai 1985 Kommt
ganz schnell

voran

Keine
Ant-
wort

ins-

ge-
samt

Im
Durch-
schnitt

o/ o/ o/ o/ o/ o/ o/ o/ o/ o/
/o /o /o /o /o /o /o /o /o /o

Bevölkerung insg.
Altersgruppen

16-29 Jahre
30-44 Jahre
45-59 Jahre
60 Jahre und älter
Personen, die am
interessiert sind
nicht (besonders)

interessiert sind

11

10
13
10
9

Thema
9

13

33

35
35
34
29

29

28
27
29
31

Europa
35

32

32

25

12

12
12
15
12

15

11

4

3
5
4
4

4

3

1

1
0
2
1

1

1

0

0
0
0
1

0

0

11

11
8
6

13

4

15

100

100
100
100
100

100

100

2,66

2,59
2,58
2,71
2,74

2,75

2,57
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DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

F R A G E : „Und wie schnell sollte die Europäische Gemeinschaft, die europäi-

sche Einigung vorankommen? Welche Figur würden Sie da neh-

men?" (Vorlage eines Bildblattes)

Sollte über- Mai 1985 Sollte ganz Keine ins Im

haupt nicht schnell Ant- ge- Durch-

vorankommen vorankommen wort samt schnitt

Bevölkerung insg.

Altersgruppen
16-29 Jahre
30-44 Jahre
45-59 Jahre
60 Jahre und älter
Personen, die am
interessiert sind
nicht (besonders)

interessiert sind

1

1
2
1
1

Thema
1

1

2

3
3
2
1

7

5
8
6
9

Europa
1

3

5

9

17

17
19
17
14

15

18

29

30
29
31
27

33

26

17

18
15
17
16

19

14

15

12
15
16
16

21

10

12

14
9

10
16

5

19

100

100
100
100
100

100

100

5,05

5,06
4,95
5,10
5,09

5,30

4,77

Quelle: Aliensbacher Archiv, IfD-Umfrage 4058. — Bundesrepublik mit
West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre.
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